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Einleitung

Gleichstellungspolitik gehört seit jeher zum Tätigkeitsfeld der Europäischen Union 
(EU). Bereits der Vertrag über die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft von 1957 
enthielt in Artikel 119 eine entsprechende Regelung. Gleichwohl steht sie großen 
Herausforderungen gegenüber, die einerseits aus der Hartnäckigkeit geschlechter-
ungleicher Strukturen resultieren und andererseits aus dem von Anti-Gender-Kräf-
ten gezielt vorangetriebenen Backlash (Kuhar/Paternotte 2017; Dietze/Roth 2 020; 
 Wittenius/Lange 2021). Gleichzeitig haben gleichstellungspolitische Vorhaben in 
der Kommission von der Leyen I unter der Vision einer „Union der Gleichheit“ deut-
lich an Bedeutung gewonnen. Akademische Beobachter*innen sehen diese ebenfalls 
als ambitioniert, jedoch durch strukturelle Faktoren gebremst an (Abels/Mushaben 
2020; Debusscher 2023). Für die 2024 begonnene Kommission von der Leyen II 
stellt sich daher die Frage: Wie geht es weiter mit der EU-Gleichstellungspolitik? 
Diese Frage gewinnt vor dem weiter anwachsenden Einfluss von Anti-Gender-Kräf-
ten an Dringlichkeit (Abels/Klöckner 2025).
Im Europäischen Parlament (EP) stieg nach den Wahlen 2024 zum dritten Mal in 
Folge der Abgeordnetenanteil, die Anti-Gender-Positionen vertreten. Gleichzeitig 
sank erstmals seit den ersten Wahlen 1979 der Frauenanteil (Gender5+ 2024; zum 
Einfluss von Anti-Gender-Kräften in vergangenen Legislaturperioden: Ahrens 2018; 
Kantola/Lombardo 2021; Elomäki 2023a). Dies erschwert dem EP, sich proaktiv und 
positiv für Gleichstellung einzusetzen. Auch im Europäischen Rat und im Rat der 
EU sind Anti-Gender-Kräfte zunehmend vertreten, beispielsweise durch die Regie-
rungen Finnlands, Italiens, Kroatiens, der Niederlande, der Slowakei, Tschechiens 
oder Ungarns (Coi 2024). Im Rat werden beispielsweise regelmäßig Erklärungen 
abgegeben, dass Geschlechter nur binär gedacht werden könnten, wodurch tradierte 
Rollenvorstellungen gefestigt werden.
Diese Machtverhältnisse waren auch der Grund dafür, dass die Kommissionsprä-
sidentin 2024 nicht in der Lage war, ihr Kabinett geschlechterparitätisch zu beset-
zen. Im Vergleich zum letzten Kollegium fehlen den Kommissar*innen vielfältige 
Erfahrungen mit Gleichstellungspositionen: Helena Dalli, die seit 2019 die neu 
geschaffene Position der Kommissarin für Gleichstellung innehatte, war zuvor 
Ministerin für EU-Angelegenheiten und Gleichstellung sowie parlamentarische 
Staatssekretärin für die Rechte der Frau in Malta (Europäisches Parlament o. J.). 
Hadja Lahbib, die im neuen Kabinett für Gleichstellungsfragen zuständig ist, hat 
hingegen kaum politische Erfahrung in diesem Bereich (Europäische Kommis-
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sion o. J.) und ist für Vorsorge und Krisenmanagement verantwortlich (Rozanova 
2024). 
Die reaktionären Machtverhältnisse in EP und Kommission haben inhaltliche Kon-
sequenzen: Die Kommission scheint bei der Initiierung neuer gleichstellungspoli-
tischer Maßnahmen zurückhaltender und fokussiert eher die Begleitung und Über-
wachung der Umsetzung von Richtlinien aus der letzten Legislaturperiode. In ihrem 
Arbeitsprogramm kündigte sie zudem den Rückzug des Entwurfs für eine horizon-
tale Gleichbehandlungsrichtlinie an (Europäische Kommission 2025c; vgl. auch das 
Interview mit Hubert in diesem Heft). Dieser Schritt wurde von der Zivilgesellschaft, 
dem EP und teilweise dem Rat der EU stark kritisiert. Die Kommission versäumte es 
2025 zudem, die ungarische Regierung zu verurteilen, nachdem diese eine Pride-De-
monstration in Budapest verboten hatte. Dies geschah aufgrund eines verschärften 
ohnehin umstrittenen Gesetzes zum „Kindeswohl“, das weitere gleichstellungspoli-
tische Errungenschaften Ungarns zurückdrängt. Die ausgebliebene klare Positionie-
rung offenbart ebenfalls den fehlenden politischen Willen, sich EU-weit entschieden 
für eine inklusive Gleichstellung einzusetzen.
Auch in der zivilgesellschaftlichen und aktivistischen Sphäre stellen Differenzen 
zwischen Akteur*innen, die auf ein binäres Verständnis von Geschlecht bestehen und 
dabei trans* Menschen ausschließen, und solchen, die ein inklusiveres Verständnis 
von Geschlecht und Feminismus vertreten, ein Problem für die Handlungsfähigkeit 
feministischer Bewegungen dar. Diese Konfliktlinien sind Ausdruck tieferer Macht-
verhältnisse, die kapitalistische Produktions- und vor allem Reproduktionsverhält-
nisse absichern sollen. Dabei wird die Ausbeutung vulnerabler Gruppen über deren 
Abwertung (Sexismus, Queerfeindlichkeit, Interfeindlichkeit, Rassismus, Ableis-
mus etc.) legitimiert.
Wir Autorinnen arbeiten an der Schnittstelle zwischen Politik, Wissenschaft und 
Zivilgesellschaft und möchten aus dieser Perspektive im Folgenden einen ambitio-
nierten Weg skizzieren, der Gleichstellung in der EU intersektional und divers denkt 
und damit transformatives Potenzial birgt. Auch wenn die Herausforderungen für 
die EU in diesen Zeiten eher größer als kleiner werden, sind wir überzeugt: Eine 
klare Vision, umfassende Ressourcen, die konsequente Umsetzung gleichstellungs-
politischer Maßnahmen sowie die Stärkung zivilgesellschaftlicher Organisationen 
(NGOs) und ihrer Forderungen sind unerlässlich. Nur so lässt sich Gleichstellung in 
der EU gezielt voranbringen und eine „Union der Gleichheit“ verwirklichen. 

Theoretisch-konzeptioneller Zugang

Einem inklusiven Verständnis von Intersektionalität kommt eine entscheidende 
Rolle zu. Dies bezeichnet die Gleichzeitigkeit und Verschränkung verschiedener 
Diskriminierungsformen, die sich gegenseitig beeinflussen und verstärken können. 
Von der Leyen (2024) machte Intersektionalität in der „Union der Gleichheit“ 2019 
zum politischen Leitprinzip.
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Der Begriff wird insbesondere auf Schwarze Feminist*innen, die afroamerikanische 
Arbeiter*innenbewegung und Critical Race Theory zurückgeführt (Crenshaw 1991; 
Davis 2019). Er kritisiert Binarismus und Essentialisierung (La Berbera/Cassain/ 
Caravantes 2024). Gleichzeitig hat die Verwendung durch unterschiedliche Akteur*in-
nen unter anderem zu einer Interpretation als „gender first“ geführt. Dieser Ansatz 
priorisiert die soziale Ungleichheitskategorie „Frauen“ und fokussiert erst in einem 
zweiten Schritt die Überschneidungen mit anderen Kategorien wie Klasse/Schicht-
zugehörigkeit, Behinderung oder rassistische Zuschreibung. Ein solches Vorgehen 
fördert jedoch Binarismus und schließt Nicht-Binarität aus. Dadurch werden verschie-
dene vulnerable Gruppen gegeneinander ausgespielt und die Solidarität zwischen ih-
nen gefährdet (La Berbera/Cassain/Caravantes 2024; Lombardo/Verloo 2009).
Aus der Perspektive eines inklusiven Intersektionalitätsbegriffs führen wir im Fol-
genden aus, wie insbesondere die EU-Strategien zur Geschlechtergleichstellung 
(Gender-Strategie) und zu LGBTIQ-Personen zukünftig ausgestaltet werden sollten. 
Dabei schließen wir an Ansätze an, welche die verschiedenförmige Vulnerabilität 
von Gruppen und zudem die Machtverhältnisse, welche diese Gruppen vulnerabel 
machen, in den Blick rücken und kritisieren (Roig 2018). Zentral sind feministische 
und queerfeministische Ansätze, die die heteronormativ vergeschlechtlichte Arbeits-
teilung im Kapitalismus kritisieren (Fraser 1994; Tronto 2013; Ross/Solinger 2017) 
und ihr eine solidarische Sorgeökonomie gegenüberstellen (Beier 2024).
Neben einer Inhaltsanalyse zentraler EU-Dokumente und -Gesetzestexte berück-
sichtigen wir zivilgesellschaftliche Forderungen. Letztere setzen ein intersektio-
nales Gleichstellungsverständnis häufig bereits stärker um als politische Entschei-
dungstragende. Neben den entsprechenden Veröffentlichungen europäischer NGOs 
basiert unser Text auf internen Workshop-Ergebnissen mit europäischen und natio-
nalen NGOs aus dem November 2024 und Februar 2025. 

Ausgangslage

Gleichstellungsprinzipien sind in der EU meist wirtschaftlichen Vorstellungen und 
Zielen untergeordnet (Elomäki 2023b). Die Kommission von der Leyen I (2019-2024) 
hat diese erstmals stärker mit den Grundrechten und Grundwerten der EU verbunden 
(ebd.) und eine „Union der Gleichheit“ als oberstes Ziel ausgegeben. Hierfür wurden 
fünf Strategien beschlossen, darunter erstmals eine Strategie für die Gleichstellung 
von LGBTIQ-Personen und ein Aktionsplan gegen Rassismus. Beide Initiativen sol-
len ebenso wie die Gender-Strategie erneuert und fortgesetzt werden, denn alle drei 
enden 2025. Die LGBTIQ-Strategie und die gegen Rassismus sollen bereits im letzten 
Quartal 2025 erscheinen (Europäische Kommission 2025c). Die Gender-Strategie ist 
für das erste Quartal 2026 angekündigt (Europäische Kommission 2025a).
In der vergangenen Legislaturperiode wurden zudem die Richtlinien zur Lohntrans-
parenz (RL (EU) 2023/97), zur Geschlechterbalance in der Unternehmensführung 
(RL (EU) 2022/238) sowie zu Standards von Gleichbehandlungsstellen (RL (EU) 
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2024/1499; RL (EU) 2024/1500) verabschiedet (vgl. ausführlich Lange 2025; Abels/
Klöckner 2025). Zudem ratifizierte die EU die Istanbul-Konvention und verabschie-
dete die Richtlinie zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt 
(RL (EU) 2024/1385), eine Verordnung über digitale Dienste (VO (EU) 2022/2065) 
sowie zu Künstlicher Intelligenz (VO (EU) 2024/1689).
In der aktuellen Legislaturperiode 2024-2029 wurde an der Idee der „Union der 
Gleichheit“ festgehalten. Im März 2025 hat die Europäische Kommission (2025b) 
einen „Fahrplan für die Frauenrechte“ vorgelegt, der die Grundlage für die angekün-
digte Gender-Strategie bildet (Europäische Kommission 2025a). Der Fahrplan for-
muliert folgende acht Prinzipien und Handlungsfelder für die zukünftige EU-Politik: 
Freiheit von geschlechtsbezogener Gewalt; höchste Gesundheitsstandards; Entgelt-
gleichheit und wirtschaftliche Ermächtigung; Vereinbarkeit und Pflege; gleiche Ar-
beitsmöglichkeiten und angemessene Arbeitsbedingungen; qualitative und inklusive 
Bildung; politische Teilhabe und gleiche Repräsentation sowie institutionelle Me-
chanismen, die Frauenrechte verwirklichen. 

Herausforderungen der bisherigen EU-Gleichstellungspolitik

Grundsätzlich begrüßen NGOs den Fahrplan und damit die Bekräftigung der Kom-
mission, Geschlechtergleichstellung langfristig zu fördern. Positiv hervorgeho-
ben wird die Aufnahme von sexueller und reproduktiver Gesundheit und Rechte  
( IPPF EN 2025). Kritisiert wird jedoch, dass Frauen mit Behinderungen (European 
Disability Forum 2025) sowie trans* Frauen (Transgender Europe 2025) nicht ex-
plizit im Fahrplan genannt werden. Dadurch könne keine umfassende Geschlechter-
gleichstellung erreicht werden. Hier zeigen sich erste Grenzen des intersektionalen 
Verständnisses, da bestimmte Überkreuzungen sozialer Ungleichheitskategorien im 
Fahrplan unberücksichtigt bleiben. Generell ist der Fahrplan so allgemein gehalten, 
dass er kaum eine Grundlage für eine Analyse der konkreten politischen Vorhaben 
der Kommission bietet. Aus unserer Sicht sind daher die nachfolgend benannten 
Handlungsfelder besonders zentral. 

Patriarchale Gewalt bekämpfen

Gewalt ist in europäischen Gesellschaften allgegenwärtig, strukturell verankert und 
Ausdruck patriarchaler Machtverhältnisse: in der EU hat jede dritte Frau seit ihrem 
15. Lebensjahr körperliche und/oder sexualisierte Gewalt erlebt. In den vergangenen 
zwölf Monaten waren 3 % aller 18- bis 74-jährigen Frauen von Gewalt betroffen 
(EIGE 2024, 34). Zudem sind queere Personen, insbesondere trans* und inter*, eu-
ropaweit in besonderem Maße von Diskriminierung, Ausgrenzung, Hass und Ge-
walt betroffen (FRA 2024). LGBTIQ*-Personen, Frauen mit Behinderungen oder 
migrantisierte Frauen befinden sich häufig aufgrund intersektionaler Betroffenhei-
ten in besonders vulnerablen Situationen (ebd.).
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Der Einigung zur 2024 verabschiedeten Gewaltschutz-Richtlinie gingen schwie-
rige Verhandlungen zwischen Rat und EP voraus. Insbesondere einigten sie sich 
nicht über die Aufnahme einer EU-weiten Definition von Vergewaltigung, die eine 
Vergewaltigung als Sexualverkehr ohne Zustimmung der betroffenen Person defi-
niert („Nur Ja heißt Ja“). Die Richtlinie schützt zudem weder migrantisierte Frauen 
( Bauer-Babef 2024) noch LBTIQ*-Personen vor Gewalt, wie es das EP gefordert 
hat (Sprang 2024). 

Sexuelle und reproduktive Gesundheit und Rechte gewährleisten

Bisher ist die EU im Bereich sexuelle und reproduktive Gesundheit und Rechte 
(SRHR) nur wenig aktiv geworden. Die Kommission beruft sich auf man-
gelnde Kompetenzen in der Gesundheitspolitik. In den aktuellen Gender- sowie  
LGBTIQ*-Strategien und in dem nun vorgelegten Fahrplan fehlen klare Verpflich-
tungen zu diesen Menschenrechten. 
Der Zugang zu Schwangerschaftsabbrüchen ist in der EU eingeschränkt (Molter et 
al. 2023; EPF 2021) und auch beim Zugang zu Verhütungsmitteln gibt es Hand-
lungsbedarf (EPF 2025). Themen wie ein inklusiver Zugang zu reproduktiven 
Technologien für LGBTIQ*-Personen (Lange 2022), die rechtliche Ermöglichung 
geschlechtlicher Selbstbestimmung sowie der Zugang zu geschlechtsbestätigender 
Gesundheitsversorgung für trans* und inter* Personen bleiben in der EU-Politik 
größtenteils unberücksichtigt.
Bei diesen Themen zeigt sich EU-weit der Einfluss von Kräften, die heteronormative 
Zweigeschlechtlichkeit erzwingen und die körperliche Selbstbestimmung von Per-
sonen, die schwanger werden können, einschränken wollen (Lange 2023). 
Während das EP zwischen 2019 bis 2022 die Entschließung 2018/2878(RSP) zur 
Gleichstellung und zum Schutz von intergeschlechtlichen Menschen sowie meh-
rere Entschließungen zum Recht auf Schwangerschaftsabbruch ((2024/2655(RSP); 
2020/2215(INI); 2022/2665(RSP); (2022/2742(RSP)) verabschiedet hat, waren 
Blockaden im Rat und in geringerem Maße in der Kommission sichtbar. In der 
Kommission ist neben der Empfehlung zu schädlichen Praktiken ein Bericht zur 
sozioökonomischen Situation von inter* Personen in der EU anhängig. Der Rat hat 
dagegen Verweise auf intergeschlechtliche Genitalverstümmelung aus dem Entwurf 
der Gewaltschutz-Richtlinie wieder gelöscht (vgl. Klöckner in diesem Heft). Zu-
dem wird die Verordnung zur Anerkennung der Elternschaft (COM(2022) 695 final) 
durch Italien und Ungarn blockiert. 

Geschlechtergerechte soziale (Re)Produktion ermöglichen

In der EU ist die Abhängigkeit von Lohnarbeit für die meisten Menschen zentral, 
um ihr Leben zu finanzieren. Darüber hinaus basiert die kapitalistische Produk-
tionsweise darauf und profitiert davon, dass gesellschaftlich elementare Sorgearbeit 
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überwiegend von Frauen verrichtet wird. Diese Arbeit wird gezielt unsichtbar ge-
macht, abgewertet und nicht oder nur schlecht bezahlt (Fraser 2022; Gärtner et al. 
2020; EIGE 2023).
Dementsprechend sind die geschlechtsbezogene Lohnlücke (2022: 12,7 %), die 
Rentenlücke (2022: 25,2 %) und die Sorgearbeitslücke zu schließen (Europäische 
Kommission 2024). Der Fahrplan für Frauenrechte erkennt diese Ungleichheiten als 
problematisch an.
Die zentralen jüngeren Rechtsakte in diesem Bereich sind die Vereinbarkeits-Richt-
linie (RL (EU) 2019/1158), die Richtlinien zur Lohntransparenz (RL (EU) 2023/97) 
sowie zur Geschlechterbalance in der Unternehmensführung (RL (EU) 2022/238). 
Neben der Begleitung ihrer wirksamen Umsetzung sind weitere Maßnahmen erfor-
derlich, die eine Transformation des Wirtschaftsmodells zum Ziel haben. 
Radikalere Forderungen scheitern trotz einiger Erfolge sozialdemokratischer Pro-
jekte in den letzten Jahren (Schneider et al. 2023) an Strukturen und Akteur*in-
nen, die die EU zur Verfestigung einer kapitalistischen Wirtschaftsordnung nutzen 
( Ryner 2015; Bieler/Bieling 2019). Der Fahrplan schreibt Handlungsbedarfe bei der 
Förderung der gleichberechtigten Aufteilung der Pflegeverantwortung zwischen 
Frauen und Männern fest. Diese gilt es auf alle Geschlechter auszuweiten. Zudem 
fordert der Fahrplan hochwertige Arbeitsplätze und gleiche Berufsaussichten für alle 
Geschlechter und zeugt damit von einem arbeitsmarktfokussierten Verständnis von 
Feminismus. Ein neoliberales Verständnis von Gleichstellung wird der EU im Be-
reich der Wirtschafts-, der Fiskal- und Arbeitspolitik schon lange attestiert, was sich 
auch auf die allgemeine Gleichstellungspolitik erstreckt (Elomäki 2023b). 

Institutionelle Herausforderungen und Backlash

In der EU sind Gender-Mainstreaming-Strukturen seit Mitte der 1990er-Jahre eta-
bliert. Eigene Berichte (EPRS 2019) sowie die Tatsache, dass geschlechtergerechte 
Perspektiven in vielen Politikfeldern wie Klima, Migration, Sicherheit oder Wirt-
schaft kaum eine Rolle spielen, verweisen allerdings auf weiteren Handlungsbe-
darf. Nur 7 % aller Folgenabschätzungen haben eine Geschlechterdimension (EPRS 
2025).
Darüber hinaus verfolgt die Kommission nicht immer eine klare Linie gegen 
 Anti-Gender-Kräfte: So hat sie etwa 1,2 Millionen Euro an Schwangerschaftsab-
bruchsgegner*innen gezahlt (Norris 2024). Auch der Europäische Rechnungshof 
(2025) kritisiert, dass bei der Finanzierung von NGOs nicht standardmäßig sicher-
gestellt wird, dass diese die EU-Grundwerte einhalten. Zudem werden bestehende 
Instrumente zum Schutz dieser Werte wie der Rechtsstaatlichkeits- und der Kondi-
tionalitätsmechanismus oder auch Vertragsverletzungsverfahren nicht ausreichend 
angewandt (Scheppele/Morijn 2024; Civil Liberties Union for Europe 2024; Wes-
terholt/Lange 2024). 



EINE „UNION DER GLEICHHEIT“?

96 FEMINA POLITICA 2 | 2025

Politikempfehlungen

Aus unserer Sicht sollte die „Union der Gleichheit“ insbesondere durch die Berück-
sichtigung folgender Kernpunkte gestärkt werden: Erstens muss Intersektionalität als 
analytischer Zugang zum besseren Verständnis von Ungleichheit und Machtstruktu-
ren sowie als prozedurales Instrument für eine inklusive Beteiligung an politischen 
Prozessen, stärker verankert werden. Zweitens müssen die bis 2025 auslaufenden 
Strategien umfassend und übergreifend evaluiert werden, da die Maßnahmen häufig 
nicht rechtsbindend waren und insbesondere Maßnahmen für trans* und inter* Per-
sonen blockiert wurden. Drittens müssen bereits verabschiedete Maßnahmen imple-
mentiert, konsequent angewendet und überwacht werden, bereits initiierte Vorhaben 
müssen verabschiedet werden. 
Im Folgenden werden konkrete Empfehlungen aufgelistet. Einige Vorschläge sind 
eher inkrementelle Änderungen, die auf bereits Diskutiertem aufbauen, andere sind 
weitreichender und transformativer.

Patriarchale Gewalt bekämpfen

• Erweiterung der Liste der EU-Straftatbestände in Art. 83 Abs. 1 AEUV um 
Hasskriminalität und Hetze (Initiative der Kommission im Dezember 2021, die 
aktuell im Rat der EU blockiert wird) sowie um geschlechtsbezogene Gewalt 
gemäß der EP-Entschließung (P9_TA(2023)0427); 

• Überarbeitung der Gewaltschutz-Richtlinie (EU) 2024/1385;
• Veröffentlichung der bisher innerhalb der Kommission blockierten Empfehlung 

zu schädlichen Praktiken, wie von Lahbib bereits für 2025 angekündigt (Lahbib 
2025), mit Benennung und Maßnahmen zur Bekämpfung von weiblicher und 
intergeschlechtlicher Genitalverstümmelung sowie sogenannten Konversions-
therapien (IPPF EN 2024);

• Annahme der überarbeiteten Opferschutz-Richtlinie (RL (EU) 2012/29), die inter-
sektionale Diskriminierung vulnerabler Gruppen besonders adressieren sollte;

• Einführung ambitionierter Maßnahmen, um Geschlechterstereotype, Sexismus, 
Feindlichkeit gegenüber LGBTIQ*-Personen und Rassismus zu bekämpfen, 
etwa durch schulbasierte Programme und Schulungen für Erwachsene zur Über-
windung patriarchaler Normen. Dabei ist eine intensivierte Präventionsarbeit 
mit Jungen* und Männern* zentral.

Sexuelle und reproduktive Gesundheit und Rechte gewährleisten

• Verpflichtung der EU, die SRHR aller Menschen sicherzustellen, und Aufnahme 
dieser Verpflichtung in die EU-Primärverträge;

• Förderung umfassender Sexualaufklärung sowie Entwicklung und Bereitstel-
lung von Trainingskursen und Materialien für Lehrkräfte (FIERCE 2024);
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• Verpflichtung zum Training von Gesundheitspersonal mit Blick auf Intersekti-
onalität und geschlechtergerechte Behandlung (Center for Reproductive Rights 
2024);

• Förderung der rechtlichen Anerkennung des Geschlechts nach dem Selbst-
bestimmungsprinzip in allen EU-Staaten; 

• Anerkennung der Elternschaft in Regenbogenfamilien durch Verabschiedung ei-
ner Verordnung (COM(2022) 695 final) sowie Änderungen des Abstammungs-
rechts, um Sorgegemeinschaften besser abzusichern (European Commission/
DG JUST 2023; Lange 2022).

Geschlechtergerechte soziale (Re)produktion

• Überwachung der Umsetzung der Vereinbarkeitsrichtlinie (RL (EU) 2019/1158) 
in den Mitgliedstaaten (Sprang 2023) sowie der Empfehlungen des Rates zu 
frühkindlicher Bildung und Betreuung (Rat 2019/C 189/02) und zur Langzeit-
pflege (2022/264 (NLE)) mit besonderem Augenmerk auf die Situation vul-
nerabler Gruppen;

• Überwachung der Umsetzung der Lohntransparenz-Richtlinie (RL (EU) 2023/97) 
sowie der Kommissionsvorschläge an die EU-Staaten, wie Arbeit gleichwertiger 
gemacht und intersektionale Diskriminierung rechtlich adressiert werden kann; 

• Verbesserung der Arbeitsbedingungen für Frauen und LGBTIQ*-Personen: 
Gute und gut bezahlte Arbeit, insbesondere in weiblich dominierten Sektoren 
wie Bildung, Gesundheit und Pflege. Der soziale Dialog und Kollektivverhand-
lungen sollten strukturell integriert und gefördert werden (Advisory Committee 
2025);

• Reduktion der Standards für die Arbeitswochenzeit, um Freiräume für unbe-
zahlte Sorgearbeit, gesellschaftliches Miteinander und Freizeit zu schaffen 
( Fraser 1994; Gärtner et al. 2020);

• Ausgestaltung der EU-Wirtschafts- und Fiskalpolitik unter Berücksichtigung 
sozialer Gerechtigkeit. Hier ist der Aufbau einer Pflegewirtschaft und -demokra-
tie zentral (Tronto 2013), das heißt: ein wirtschaftliches und politisches System, 
das gegenseitige Fürsorge priorisiert.

EU-Institutionen und EU-Politik nachhaltig geschlechtergerecht machen

• Anpassung der EU-Verträge, da diese auf der Definition der „Gleichstellung der 
Geschlechter zwischen Frauen und Männern“ basieren. Im Bereich der Nicht-
diskriminierung hat das EP vorgeschlagen, den Schutz auf nicht-binäre, inter* 
und trans* Personen auszuweiten (Entschließung P7_TA(2014)0062 ) und das 
Recht auf Schwangerschaftsabbrüche in den Grundsatz der Gleichstellung auf-
zunehmen (Entschließung P9_TA(2022)0302);
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• Verpflichtung der Kommission zu Equality Budgeting, Equality Impact Assess-
ment und Equality Mainstreaming, sowie Stärkung existierender Strukturen 
für diese Prozesse (Advisory Committee 2025). Die Kommission verfolgt im 
Rahmen der „Union der Gleichheit“ bereits ein Equality Mainstreaming (Lange 
2025). Das Nebeneinander verschiedener Mainstreaming-Ansätze – neben Gen-
der gibt es diese beispielsweise auch für Alter, Behinderung oder Jugend – sollte 
darin jedoch durchgängig gebündelt werden.

• Erweiterung der Ressourcen und Befugnisse der Gleichstellungskommissarin 
und ihrer Task Force (ebd.), insbesondere durch ein eigenes und langfristiges 
Budget für Maßnahmen zur Förderung der Geschlechtergleichstellung;

• stärkere Zusammenarbeit aller Generaldirektionen der Kommission mit NGOs 
für Geschlechtergleichstellung, inklusive Gleichstellung von LGBTIQ*-Perso-
nen und SRHR;

• weiterer Ausbau der Datenerhebung für eine evidenzbasierte Gleichstellungs-
politik. Dafür sollte Eurostat verpflichtet werden, die Bereitstellung detaillier-
ter Gleichstellungsdaten zu ermöglichen, anstatt die Datenerhebung durch die 
Zuständigkeiten des European Institute for Gender Equality (EIGE) oder der 
Grundrechteagentur FRA zu fragmentieren;

• explizite Adressierung und Berücksichtigung der Geschlechtergleichstellung 
bei allen gesellschaftspolitischen Initiativen der Kommission für die laufende 
Legislaturperiode bis 2029, insbesondere im Demokratieschutzschild, im 
Aktions plan für die europäische Säule sozialer Rechte, in der ersten Armuts-
bekämpfungsstrategie, im europäischen Plan für bezahlbares Wohnen, in der 
intergenerationalen Fairnessstrategie sowie in der Zivilgesellschaftsstrategie.

Verbündete stärken und Anti-Gender-Kräfte schwächen

• Überwachung der wirksamen Umsetzung der Richtlinie zum Schutz von Men-
schenrechtsverteidiger*innen vor missbräuchlichen Klagen (RL (EU) 2024/106) 
sowie weitere Maßnahmen zu ihrem Schutz und dem ihrer Organisationen 
( Social Platform/Civil Society Europe 2024);

• Beitritt der EU zur Europäischen Menschenrechtskonvention des Europarats;
• Berücksichtigung zentraler Punkte bei der Ausgestaltung der geplanten Zivil-

gesellschaftsstrategie: Diese sollte ein besonderes Augenmerk auf den Kampf 
gegen Anti-Gender-Kräfte legen. Jegliche Finanzmittel für solche Akteur*in-
nen sollten gestrichen und ein wirksamer Mechanismus zur Überprüfung der 
Finanzwürdigkeit von NGOs entwickelt werden;

• Erhöhung der Finanzierung und deren langfristige Sicherstellung für Geschlech-
tergleichstellungs-, SRHR- und LGBTIQ*-Organisationen; 

• Ermöglichung der umfassenden transnationalen Zusammenarbeit zwischen 
NGOs und Aufhebung bestehender Hürden für grenzübergreifende, zivilgesell-
schaftliche Aktivitäten wie rechtliche und steuerliche Unsicherheiten. 
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Fazit

Der von uns skizzierte Weg, Gleichstellung auf EU-Ebene intersektionaler und di-
verser zu denken, um die Vision einer „Union der Gleichheit“ zu verwirklichen, 
ist kein leichter. Die aktuelle politische Gemengelage, insbesondere der EU-weite 
Aufstieg von Anti-Gender-Kräften in den EU-Institutionen und in den nationalen 
Regierungen, stellt eine erhebliche Bedrohung für diese Vision dar. 
Eine echte „Union der Gleichheit“ kann aus unserer Sicht nur über die konsequente 
Anwendung des Konzepts der Intersektionalität erreicht werden, da sich dieses ge-
gen antidemokratische und antifeministische Machtverhältnisse stellt und deren 
Überwindung fordert. Nur unter Berücksichtigung der vielfältigen Lebensrealitäten 
bei der Gestaltung, Umsetzung und Evaluierung gleichstellungspolitischer Maßnah-
men kann eine gleichberechtigte Teilhabe aller Menschen in der EU am gesellschaft-
lichen und politischen Leben ohne strukturelle Diskriminierung und Ausgrenzung 
ermöglicht werden. Bei der Ausgestaltung der zukünftigen Gleichstellungsstrategie 
sollte daher auch der „gender first“-Ansatz überwunden werden, der die aktuelle 
Strategie, den jüngst veröffentlichten „Fahrplan für die Frauenrechte“ sowie auch 
den Diskurs rund um die EU-Gleichstellungspolitik bislang prägt.
Die Machbarkeit der einzelnen Vorschläge variiert stark. So formulieren wir inkre-
mentelle Schritte, wie einzelne Richtlinien inklusiver für alle ausgestaltet werden 
könnten. Ferner schlagen wir Ideen mit einem hohen transformativen Potenzial wie 
die Anpassung bestehender EU-Verträge vor. Die Verwirklichung solcher und weite-
rer Ideen erfordert einen Paradigmenwechsel, der über die bisherigen Prioritäten der 
EU hinausgeht und auf erhebliche Widerstände stoßen dürfte.
Die Verwirklichung der „Union der Gleichheit“ bleibt realistisch gesehen ein fernes, 
aber entscheidendes Ziel, das nur durch unermüdlichen Einsatz auf allen EU-Ebenen 
und ein gemeinsames Handeln von Politik, Wirtschaft und Zivilgesellschaft erreicht 
werden kann. Für eine EU, die das Leben aller Menschen verbessert und gerechter 
gestaltet, ist es jedoch zweifellos wert, an dieser Vision festzuhalten. 
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